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A. Bericht des Abgeordneten Knobloch: 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat sich in seiner Sitzung am 6. De- 
zember 1956 mit dem vorliegenden Antrag befaßt 
und beschlossen, der Nr. 1 des Antrags folgenden 
Wortlaut zu geben: 

„1. darauf hinzuwirken, daß die Länder bei der 
Auslegung des Begriffs der Siedlung im Sinne 
des Reichssiedlungsgesetzes sich in den Grund- 
sätzen aufeinander abstimmen,“. 

Zu den Fragen der Vereinheitlichung der sied- 
lungsrechtlichen Bestimmungen und der Verein- 
fachung der Siedlungsfinanzierung vertrat der 
Ausschuß folgende Auffassung: 


1 . 

Vereinheitlichung der siedlungsrechtlichen 
Bestimmungen 

Der Begriff der Siedlung ist nur in großen Zü- 
gen im Reichssiedlungsgesetz (RSG) festgelegt wor- 
den. Die Länder sind nach dem RSG ermächtigt, 
den Begriff je nach der Struktur ihres Landes 
näher zu bestimmen. Von dieser Ermächtigung ha- 
ben die Länder auch Gebrauch gemacht, haben 
hierbei aber zum Teil zum Nachteil der betroffenen 
Siedler voneinander abweichende Vorschriften ge- 
troffen. Dies wirkt sich vor allem auf steuerlichem 
Gebiet zuungunsten des Siedlers aus. Es ist des- 
halb erforderlich, daß die Bundesregierung zur 
Förderung der landwirtschaftlichen Siedlung auf 
eine in den Grundzügen einheitliche Regelung des 
Begriffs der Siedlung und damit auch der Steuer- 
und Gebührenvergünstigung durch die Länder hin- 
wirkt. 


2 . 

Vereinfachung der Siedlungsfinanzierung 

Die Siedlung wird aus Mitteln des Bundes (Bun- 
deshaushalt, ERP-Sondervermögen usw.), aus Mit- 
teln des Ausgleichsfonds und der Länder finan- 
ziert. Dabei sind im Laufe der Zeit eine große 
Zahl von verschiedenen Fonds, Haushaltstiteln usw. 
zur Gewährung öffentlicher Finanzierungshilfen 
(Darlehen, Zusdiüsse usw.) zugunsten der Siedlung 
herangezogen worden. Hieraus hat sich zwangs- 
läufig auch eine Vielzahl von unterschiedlichen 
Kreditbedingungen ergeben, die nunmehr bei dem 
einzelnen Siedler als dem letzten Kreditnehmer in 
Form von einzelnen Hypotheken, Grundschulden 
usw. in Erscheinung treten. Die Bundesregierung 
ist seit längerer Zeit bemüht, der hierdurch ver- 
ursachten Erschwerung des Verfahrens, insbeson- 
dere der verwaltungsmäßigen Belastung der Ver- 
fahrensträger und des Siedlers selbst, abzuhelfen. 
Es ist in Aussicht genommen, den Siedler durch 
eine einheitliche Schuldurkunde zu verpflichten 
und die verschiedenen Finanzierungshilfen mög- 
lichst bei einem einzigen Kreditinstitut zusammen- 
fließen zu lassen. Dies erfordert ein Zusammen- 
wirken aller beteiligten Stellen, insbesondere des 
Bundes und der Länder. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich, den vorliegenden 
Antrag, dem der Ausschuß einmütig zugestimmt 
hat, anzunehmen. 

Bonn, den 10. Januar 1957 

Knobloch 

Berichterstatter 


Drude: Bonner Unlversltats-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rhelnaliee 20. Telefon S551 



B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. darauf hinzuwirken, daß die Länder bei der 
Auslegung des Begriffs der Siedlung im Sinne 
des Reichssiedlungsgesetzes sich in den Grund- 
sätzen aufeinander abstimmen, 

2. dem Bundestag Vorschläge zur Vereinfachung 
der Siedlungsfinanzierung zu unterbreiten. 

Bonn, den 10. Januar 1957 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtsdiaft 
und Forsten 

Vorsitzender Berichterstatter 

Bauknedit Knohloch 
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